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Die neuen Bedingungen der Alliierten

für die Verlängerung des Waffenstillstands.

Trier , 16 . Jan Marschall Fach erklärte sich
namens der Alliierten bereit , den Waffenstillstand um
einen Monat zu verlängern unter folgenden Bedin¬
gungen : Obwohl bei den Lieferungen feit der Erneue¬
rung des Waffenstillstandes bemerkenswerte Fortschritte
aemacht worden sind, mutz feflgestellt werden , datz ihre
Gesamtzahl nicht die Halste dessen erreicht hat , was
»ach den festgesetzt ui Vereinbarungen hatte erreicht sein
sollen. Infolge dieser besagten Vereinbarungen in Span
am 17 . Dezember und der Zusatzaufftellung l und 2
mutz die deutsche Regierung also als Strafe für diese
Verzögerung abliefern : 500 Lokomoliven und 19000
Wagen , davon 4000 für Elsatz-Lothringen In Anbe¬
tracht des Willens eines Teiles der alliierten Regierungen,
durch die Forderung der ergänzenden Lieferung dieser
Eisenbahnfahrzeuge nicht die Schwierigkeiten Denlsclf-
lands zu vermehren , andererseits ln Anbetracht der be-
trächllü .,en Behinderung , welche die Verzögerung der
deutschen Regierung bei der Einhaltung ihrer Verpflich¬
tungen der Wiederaufnahme des wirtschaftlichen Lebens
in den alliierten Ländern verursacht , wird bestimmt , daß
die deutsche Regierung als Ersatz für das obenerwähnte
und den Alliierten zustehrnde ergänzende Eisenbahn-
material folgende landwirtschaftlichen Maschinen und
Geräte liefern soll, die unter den durch die internationale
permanente Waffenstillstandskoinniission festzusetzenden
Einzelbedingurigeil am 17. Februar zu übergeben sind:
400 vollständige Dampfpfluggruppen mit doppelter Ma¬
schine und dazu eingerichteten Pflügen . 6500 Sämaschinen,
6500 Düngcrsirclimo 'chincn, 6560 Pflüge , 6500 Bra¬
bantpflüge , 12 500 Eggen , 6500 Messereggen , 2500
Stahlwalzen . 2500 Großkills , 2500 Grasmähmaschinen,
2500 Heuwender , 3000 Bindcnmäher . Dieses Material
soll neu oder in sehr gutem Zustande sein. Es mutz
versehen sein mit dem zu jedem Gerät gehörigen Zube¬
hör und mit den Serien der für einen Betrieb von 18
Monaten nötigen Ersatzstücke. Es stellt übrigens im
ganzen einen Wett dar , der bedeutend unter einem
Zehntel des Wertes des geschuldeten Eisenbahiimaterials
steht. Diese Lieferung sei unabhängig von der geschul¬
deten Rückerstattung des gebauten von den Deutschen
entwendeten oder außer Gebrauch gesetzten landwirtschaft¬
lichen Materials.

I i Anbetracht der oben hervorgehvbcncn Verstöße
und um neue Garantien zu nehmen , beschließt das al-
lii ' tte Oberkommando , sich vor ' iibehalten , von jetzt ab,
wenn dieses für angemessen erachtet wird , den durch die
Forts des rechten Nheinusers gebildeten Abschnitt
der Fettung Straßburg mit einem Gcländestreifen von
S bis >0 Kilometer vor diesen Forts zu besetzen. Wei¬
ter wird gefordert die Rückerstattung des aus den
französischen und belgischen Gebieten weggeführten
Materials Insbesondere die Lager jeder Art in Parks,
auf der Eisenbahn , ans Schissen oder Werken von Treib¬
riemen , elektrischen Motoren oder Motorteilen nnd Echiff-
fahrtsgeräten usw.  die ans Frankreich , Belgien , dem
Groß ! erzoglnm Luxemburg , dem Elsaß bczw . Lothringen
und I .'alien enlnommen wurden , tz 7. Die Einreichung
der in H 3 und 4 ansgezählten Auskünfte mutz beginnen
innerhalb einer Frist von vollen 8 Tagen ab 20 . Ja¬
nuar i9l9  und muß vollständig abgeschlossen sein vor
dem 15 . Januar 1919.

Marschatt Foch erwartet eine endgültige Antwort
morgen vormittag.

* Die Vergewaltigung Deutschlands durch die
Entente schreitet sott : Die Bedingungen , die die Alliierten
gestellt haben , um sich gnädig herbeizulassen , den Waffen¬
stillstand um einen Monat zu verlängern , sind von einer
solchen Unerhörtheit , daß jedem , der noch einen Tropfen
deutschen Blutes in den Adern fühlt , die Scham - u. Zornesröte
Ins Gesicht steigen mutz. Als Strafe (!) . weil wir die
von vornherein unmögliche » Bedingungen der Adliejerung

von Eisenbahnfahrzeugen nicht erfüllen konnten . — die
Entente hat sich nämlich mit der Abnahme nicht beeilt
und jedes nicht ganz intakte Stück einfach abgelehnt —
sollen wir nun Tausende von landwirtschaftlichen
Maschinen an die Entente abliefcm , außerdem
den Franzosen das Recht zugestehen , die Straßburger
Forts des rechten Rheinufers zu besetzen mit einem Ge¬
ländestreifen von 5 bis 10 Kilometer vor dem Forts.
Die Franzosen wollen also auch noch dieses Gebiet Zu
Elsatz-Lothringen schlagen. Und dabei wird nich.s von
Frieden oder Borfrieden gesprochen . 2m Gegenteil wird
die Lage so dargestellt , als sei in Deutschland Anarchie,
und deshalb wird verlangt , datz der deutsche Gold¬
schatz nach Frankfurt , also in die nächste Nähe der
Entente gebracht wird . Die Alliierten nehmen ferner das
Recht in Anspruch , in ganz Deutschland Feststellungen
bezüglich des angeblich ans Nordfrankreich und Belgien
verschleppten Materials zu machen . In den neuen Waffen-
stillstandsbedingnngen kommt die ganze Rachsucht der
Engländer und insbesondere der Franzosen zum Ausdruck.
Man will «ns jetzt unserer Ausfuhrartikel berauben , die
wir besonders nach dem Osten und Balkan hätten schicken
können . So wird es fortbetrieben werden , bis mir voll¬
ständig ruiniert sind . Das sind die Vorbereitungen zum
„Völkerbund ", in dem Deutschland der Lohnsklave werden
soll.

Diy deutsche Drmê ilisatiou.
Berlin , 16 . Jan . Am 13 . 1. 1919 überreichte der

Vorsitzende der deutschen Mafscnftillstoudekommffsion in
Spaa den Vertretern der Entente eine Anszeb nnng über
die Demobilmachung des deutschen Heeres . Danach sind
an der Westfront am 6 . Jan . noch 5 geschlossene Divi-
stonen gewesen , während sich 32 Divisionen auf dem
Rückmarsch befanden . Im Osten war am l . 1. Finn¬
land vollständig geräumt , im übrigen Rußland befanden
sich noch 18 Divisionen . Der deutsche Vorsitzende erhob
entschiedenen Einspruch geren das jeder Menschlichkeit
widersprechende Verhalten der Entente , die auf verschie¬
dene deutsche Roten und Anfragen über die Abbeförder¬
ung der in der Türkei vorhandenen etwa 10 000 Deut¬
schen, unter denen sich zahlreiche Frauen nnd Kinder
befinden , keine Antwort erteilt . Deutschland muffe ver-
langen , datz endlich eine erschöpfende Antwort gegeben
werde . Der französische Vorsitzende , General Nudcmt.
teilte in derselben Sitzung mit . daß der Lebensmitlelver-
kehr innerhalb des besetzten Gebietes gestattet wäre . Die
Ausfuhr nach dem nichtbesetzten Gebiete bleibt jedoch nach
wie vor verboten . In der Pfalz sowie im ganzen von
französischen Tnipven besetzten Gebiete ist seit 1. I . 1919
jeglicher Privat - und Vakeiverkehr untersagt . Handels¬
korrespondenzen und Warenproben können unter Einhal¬
tung der Zensnrbesümmnngeu versandt werden . Die ver¬
schiedenen Konimissionen sind dahin über ingekommen,
mährend der Trierer Verhandlungen in Spaa keine Voll¬
sitzung abznhalten . Deutsche Wasienstillstandskomm '' -sion.

Ein« LcLe«sfroge für Deutsch!»««.

Der nun endlich niedergeschlagene innere Terror hat dar
deutsche Volk für den Augenblick vergessen lassen , was es nie
lstitte vergessen sollen , nämlich daß Millionen seiner Brüder
innerhalb der Landrsgrenzen drauf und dran sind, durch
brutale L« walt für immer dem Reichsganzrn entzsgen zn
werden . Der Bolksbeauftragte Noske hat erklärt , das; nun¬
mehr wenigstens gegen die Bedrohung unserer östlichen Pro¬
vinzen durch die Polen  Front gcmacht weiden soll. Aber
eine andere Bedrohung steht vor der Tür . der weit schwie¬
riger als der polnischen entgegcnzutrcten ist. Nach den Er-
klüungen des Abg . Franklin Voullion  in der französischen
Kammer sowie den Aeutzerungrn des französischen Minister¬
präsidenten Clemenceau  selbst , besteht in französischen
Regierungskreisen die bestimmte Absicht, wenn es sein muh.
auch gegen  Wilson die Annexion des Saarbrückener Lcnr-
des durch «setzen. Eine halbe Million urdeutscher Einwoh¬
ner soll, wenn es nach den französischen Machthabern geht,
für alle Zeiten zu Frankreich geschlagen werden . Ein Land,
las seit den Römerzciten deutsch war , SOV Jahre lang unter
eigen, « deutschen Fürsten stand und seit hundert Jahren -s

Preußen gehört , soll damit dem Deutschen Reich verlöre«
gehen . Die Franzosen wissen wohl , was sie tun . Denn i«
Saarbrücken und Saarlouis befinden sich mit die wichtigste«
Kchlengruben des Deutschen Reiches , befindet sich eine Reih»
der größten Stahlwerke , aus t-enen sich die deutsche Indu¬
strie versorgt . Gelänge den Franzosen ihr teuflischer Plan,
dann wäre die deutsche Industrie , vor allem , was ihre»
Kohlenbozug anbelangt , für immer vom Ausland « abhän-
gäng , das ihn nach Belieben sperren könnte, wenn Deutsch¬
land nicht nach feiner Pfeif « tanzt . Das wäre der sicher»
Weg zum Ruin der deutschen Wirtschaft . Zu ve Leidigen ist
der s.anzöstfche Standpunkt mit keinem einzigen moralische»
Element . Er schlägt den 14 Punkten Wilsons geradewegs
ins Gesicht. Er muh von vornherein den Volke bundpla«
des amerik . Präsidenten zum Scheitern verurteilen , weil
fein Ergebnis ein Friede der Gewalt , aber kein Friede»
des Rechtes und der Slebstbestimmung der Völker war «.

Vatocki für den Schutz der Oflgrcnze.
WTB . Königsberg , 16. Ion . Oberpräsident vo»

Vatocki erließ einen Aufruf zum freiwilligen Eintritt in
die ostpreußische Volkswehr , an dessen Schluß es heißt:
Weil die Zeit aber weniger ermahnende Worte als bei¬
spielgebende Tatsachen erfordert , werde ich selbst onsang»
Februar , wo ich mit dem größten Teil meiner Amlsge-
schäfte vorläufig wohl fertig sein werde und wo es an
der Grenze wohl ernst werden wird , trotz meiner 51 Fahre,
in die Dolksmehr cintretcn und zi: a -, da es mir an der
zur Truppensührung vor dem Feind nötigen Grunder-
fahrung fehlt , als einfacher Soldat.

Englische Meldung über das Vordringen der
Bolschewisten.

(WTB .) Berlin . 17 . Jan . Wie dem „B . L.-A ."
aus Haag mitgeteilt wird , melden die „Times " aus Hek-'
singfors : Mitau (Kurlands Hmipistadl ) ist von de»
Bolschewisten besetzt. Die Deutschen ließen zahlreiche Ka¬
nonen und große Vorräte an Munition zurück, sowie
200000 Liter Spiritus . Ein nach dem Abzug der Deut¬
schen ausgebrochcner Brand vernichtete 200 Häuser i«
Zentrum der Stadt . Die Eisenbahnverbindung mit Libau
ist unterbrochen . Die Vorhut der Bolschewisten nähert
sich Murawiorowo , 13 Meilen vom Hafen entfernt . —
Man sieht hier wieder die niederträchtige Fassung der
Timcsmeldung , die den Eindruck erwecken soll, als hätten
die Deutschen Kanonen und Munition mit Absicht de»
Bolschewisten zurückgelassen.

Eine russische Abordnung nach London nnd Paris.
(WTB .) London , 15. Jan . Eine niffische Abord¬

nung , bestehend aus dem russischen Oberst Schebekow
und einigen anderen Russen , unter denen sich auch Gorki
befindet , ist in London cingetroffen , um über die Lage
in Rußland Erklärungen abzugcbcn . Eie wird sich auch
nach Paris begeben.

Den̂ chl nd.
Liebknecht und Rosa Luxemburg bei ihrer B <» >

folgung nmgekommen.
Berlin , 16 . Jan . Bestimmt ansirctende Gerüchte

wollen wissen, der in der Nacht vcrhaslcte Karl Lieb¬
knecht sei ans einem Fluchiversuch im Tiergarten am
Neuen See erschoss i worden . Auch Rosa Luxemburg
soll mährend ihres Abtransportes aus dem Edenhotel
von der wütenden Menge aus dem W ^"eu gerissen und
getötet worden sein. Eine amtliche Bestätigung liegt
bisher nicht vor . — Die Nachricht wird jetzt bestätigt.

Berlin , 16 . Jan . Die Gardekavallerieschützendivt-
sion teilt mu : Zur Feststellung , ob die Führer der Be¬
gleitmannschaften von Dr . Liebknecht und Rosa Luxem¬
burg ihre dienstliche Pflicht erfüllt haben , ist die kriegs¬
gerichtliche Untersuchung cingeleitet morden . Der die Be¬
gleitmannschaften der Frau Rosa Luxemburg befehligende
Offizier ist vom Dienst suspendiert , bis klar gelegt wor¬
den ist, warum er zum Schutze der Frau Luxemburg
gegen das Publikum nicht von der Waffe Gebrauch ge¬
macht hat.



Der durch de* Spar«ck*syMch j
Schaden in Be?!!». '

Berlin, 17. 3a«. Beim Berliner Magistrat sind
Schadensersatzansprüche in Höhe von rund6 Millionen
Mark angemeldet worden, der durch die Spartakus-
schießeret der letzten Woche veranlaßt wurde.

200000 Arbeitslose in Berlin.
Berlin, 17. Ja». Die Zahl der Arbeitslosen in

ganz Berlin wird jetzt auf MV000 geschätzt.
Aus der nenen deutschen Verfassung.

BerUn, 17. Jan. Heute oder morgen soll der Per¬
fassungsentwurf und die ihn begründende Denkschrist des
Staatssekretärs an die Regierungen der deutschen Frei¬
staaten abgehen. Wie es heißt, wird das neue Deutsch¬
land keine Kleinstaaten mehr kennen und Preußen soll
in sieben oder acht Kleinstaaten aufgelöst werden. Das
Reich würde damach aus etwa 17 einzelnen Freistaaten
bestehen.

Deutsch-Holländische Wirtschaftsverhaudluugen.
Amsterdam, 17. Jan. Die Verhandlungen, die

jetzt mit Deutschland geführt werden, betreffen die Zufuhr
von Kohlen und Salzen und die Ausfuhr aus Holland
von Fischen, Flachs und Reis im Verhältnis zur Ein-
stchr. _

Teueruugskravalle in Böhmen.
Bern, 17. Jan. Eine Meldung des „Berliner

kvkalanzeigers* aus Prag besagt: Die Teur-ngsdravalle
in Böhmen nehmen einen immer größere» Umfang an.
Fn Mährisch-Weißkirchen haben sich, hervorgerusen durch
die Unzufriedenheit der Bevölkerung mit den Proviant-
oechäitmssen, Ausschreitungen ereignet, wobei einige jü¬
dische Geschäftsläden geplündert und vernichtet wurden.
Die Bezirkshauptmannschafthat den Ausnahmezustand
über die Stadt verhängt. Wie „Czas" meldet, fanden
in Czaslau so gewaltige Plünderungen statt, daß die
Polizei und das Militär machttos waren.

Kriegsgervinn - und Bermögenszuwachssteuer.
(WTB .) Berlin , 18. Jan . Aus dem vorläufigen Steuer-

pwgramm der Reichsregierung werden nunmehr im „Reichs¬
anzeiger " zwei Gesetzentwürfe veröffentlicht . Der erste be¬
trifft eine außerordentliche Kriegeabgab « für das Jahr 1919.
G» handelt sich hier , von einigen Abweichungen abgesehen,
»« eine Wiederholung der Kriegsabgabs , wie sie für das
Rechnungsjahr 1918 zur Erhebung gelangte . Dabei muh
ab« vorausgeschickt werden , dah diejenigen Teile des Ge-
fatzentwurfes , die sich mit der Abgabe von Vermögen der
Einzelpersonen beschäftigen, erst geschätzt werden sollen, wenn
di« ganze einmalige Vermögsabgabe di« Zustimmung der
prr Gesetzgebung berufenen Organe finden wird . Das Ge¬
setz über eine außerordentliche Krtegsausgabe für das Jahr
ISIS, wie sie im Gesetzentwurf vorliegt , zerfällt in zwei
Hauptteile : 1. Abgabepflicht der Einzelpersonen und 2. Ab-
Jabepflicht der Gesellschaften. Einzelpersonen sollen eine
Abgabe vom Mehreinkommen  und vom Vermögen
Dahlen. Beträge des Mehreinkommens bis 3099 bleiben
steuerfrei . War das veranlagte Einkommen vor dem Kriege
«tedriger als 10999 so gilt als Friedenseinkomme » der
Betrag von 19 999 ^ t. Die Abgabe vom Mehreinkommen
betrügt bei den ersten 10999 des abgabepflichtigen Mehr-
«intommens 8 Prozent , für die nächsten angefangenen oder
»ollen 19 999 10 Prozent : für die nächsten angefangenen
«der vollen 30099 29 Prozent : für die nächsten ange¬
fangenen oder vollen 89 000 -4l 39 Prozent ; für die nächsten
«ngefangenen oder vollen 100 909 -tl 49 Prozent ; für die
weiteren Beträge 80 Prozent . Abgaben von Ver-
«öge»  werden nur erhoben bei Vermögensbeträgen von
»»ehr als 190 990 -tt . Sie betragen für die ersten 109 909
1 pro Mille : für die nächsten angefangenen oder vollen
»99 999 2 pro Mille ; für die nächsten angefangenen oder
vollen 690 099 3 pro Mille ; für die weiteren Beträge 8
pro Mille . Maßgebend für die Vermögen ist rm allge¬
meinen der Vermögensstand vom 21. Dezember 1918. Der
Stand der Besteuerung der Gesellschaften  ist
der Mehrgewinn aus dem jüngst abgelaufenen Geschäftsjahr.
Während nach dem Gesetz einer außerordentlichen Krisgs-
abgabe für das Rechnungsjahr 1918 die Höchstabgabe der
Gesellschaften vom Mehrgewinn 89 Prozent betrugt , so ist
i« Entwurf für 1919 dieselbe mit 89 Prozent vorgesehen,
und zwar wird die Staffelung der Abgabe bet dem Mehr-
»ewinn degressiv sein. Alle Mehrgewinne über 1 Million
zahlen 80 Prozent Krtegsstsuer . Für geringere Gewinne
sind Verminderungen  von 19 bis 80 Prozent vor¬
gesehen. Ein Uebermaß der Besteuerung wird dadurch ver¬
hindert , daß die Mehrgewinnsteuer des Reiches einschließ¬
lich der Staats - und Gemeindesteuern , soweit letztere von
dem Mehrgewinn bildenden Teil des Einkommens erhoben
wirb , gegebenenfalls nicht über 89 Prozent hinausgrhen soll.

Der zweite  Gesetzentwurf betrifft eine Kneoc-aSgeüe
vom Vrrmögen -zuwachs, die in der Zeit vom 31. Dezember
1913 bis 31. Dezember 1918 eingetreten ist. Für die Errech¬
nung des Vsrmögensstander vom 31. Dezember 1913 ist das
für dis Erlernung des Mehrbetrags fesig-sicllte Vermögen
maßgebend . Jeder durch Erbschaft, durch Vermächtnis , durch
Unfall des Stammgutes oder Fideikommisses envorbene Ver-
Mögenszuwachz soll grundsätzlich steuerfrei  bleiben , also
.-vom Barmogsnsstand vom 31. Dezember 1918 in Abzug ge-

werden . PoZ dem gudere -c Leru -ügen (AiLnd pom

Amtlich« Betarmrmatzimget».
Brka ;u»i« «chnng de« Ntiniste : i««!» des Inner « über nach
teäqOHr A«La«ch« r tu die Wühl erlisten  W « Sie Wahl

zur DsMschen Stat»«nnloe»faW« l»»'s.
Di« provisorische Regierung hat cmze»rdnet , daß die Ge¬

meindebehörden nach vorheriger möglichst wirksamer B«
kannimachung solchen nachweisbar wahlbrrechti'gen Personen
noch an einem Tage Gelegenheit zur Anmeldung zur Wäh¬
lerliste für die Reich.wahl zu geben haben, die entweder,
obgleich tatsächlich nicht eingetragen , ein« amtlich« Brnach-
richtigung über ihr« erfolgte Aufnahme in di« Wählerliste
erhalten haben oder glaubhaft mach««, daß sie die am 9.
Januar abgelaufen « Einspruchsfrist infolge einer entschuld¬
baren Abhaltung versäumt habe ». Solch« Wühler sind un¬
ter Beifügung einer entsprechenden Erläuterung in der
Spalte für Bemerkungen nachträglich in di« Wählerliste auf-
zunehmen. Ministerium de, Innern:

Stuttgart,  14 . Januar 1919. I . V.: Haag.

31. Dezember 1918) ist ferner abzuzishen der (am 3. Dezem¬
ber 1918 feflgestellte) Kapitalserl der aus der Vermügens-
abgaSepfiicht ruht , auf Lebenszeit einer bestimmten Person
gewährt « Leistungen, wenn diese innerhalb des Zeitraumes
vom 31. Dezember 1913 bis 31. Dezember ISIS verstorben
ist. Weiter sind abzuziehen : Kapitalauszahlnnge » in dem
Veranlagungszeitraum , die aus einer Versicherung erfolgt
sind. Auch wer im Beranlagungszeitrauin eine Schenkung
von mehr als 1099 bekommen hat , kann diesen Betrag
vom Vermögensstand vom 31. Dezember ISIS abziehen, wenn
die Sieuerabgade von dem Vermöge » des Betreffenden , der
die Schenkung vorgenommen hat ; abzugsfähig ist auch der
Betrag eines Kapitalabftndung als Entschädigung für die
durch körperliche Verletzung herbeigeftihrte völlige oder teil¬
weise Erwerbsunfähigkeit . Dem (nach den Vorschriften des
Besitzsterrergesetzssj für den 31. Dezember 1918 festgesetzten
Vermöge» ist hinzuzurechnen unter anderem Schenkungen
und sonstige Vsrmögensübergabe . Es erweist sich also, zu¬
mal da auf eine verschärfte Auskunftspflicht der Notare und
Gericht« hlng« virkt wird , als zwecklos, wenn zum Beispiel
Eltern , um dadurch zu niedrigeren Steuersätzen zu komme».

ÜMZ Müll. SraKZMrcktzHH HK Me NHKett ich>
abgefchiosf«;. Der Entwurf, der in vielen ivesenilichen
Punkten mit dem badische« Entwurf ähnlich ist und der
der am Donnerstag zusmnmenftetmd«! L»u-«svrrsarmii-
kuiig unirrvreüet werden wird, sieht frlgende Bestim¬
mungen  vor:

Der Valksftaat Württemkerg bleibt ein Bestandteil
des deutschen Volksstaots. Alle Staatsgewalt geht vom»
Volke ans. Das Stimmrecht  fleht allen Ammern
und Frauen mit dem vollendeten 20. Lebensjahre zu.
Nichtwürttemdergische Deutsche sind stimmberechtigt, so¬
fern in ihren; Heim.Maat Württemberg«!,' stimmberechtigt
sind. Alle Staatsbürger sind als solche gleich  an Rech¬
ten und Pflichten. Vorrechte des Standes und der Ge¬
burt werden nicht anerkannt, Me Titel,  die keine
Amtsbezeichnung darsteüen, sind aufgehoben und werden
nicht wieder eingeftchrt, Orden und Ehrenzeichen werden
nicht mehr verliehen und dürfen von nichtdentschen Staa-
.ten nicht angenommen rverde». Für Äe Verleihung eines
öffentlichen Amtes  soll mir Tüchttakeit und Würdigkeit
maßgebend fein. Die persönliche Freiheit wird gewähr¬
leistet. Gegen gesetzwidrige Festnahme  und gegen
Verletzung de« Hausrechts bietet die Verfassung ebenso
Schutz wie gegen willkürliche Eigentumsverletzung.
Unter welcher! Voraussetzungen das Eigentum zu öffent¬
lichen Zwecken gegen Entschädigung beschränkt werden
kann, wird durch Gesetz bestimmt. Die Vergesell¬
schaftung  der Wirtschaft nach dem Stand« ihrer Ent¬
wicklung ist Aufgabe des Staates. Di« Uebersührung
«ines Zweiges der Gütererzengung in die Gemeinwirt¬
schaft erfolgt aus dem Wege der Gesetzgebung, Auch die
Fideikommisse  werden durch besonder«« Gesetz auf¬
gehoben, neue werden nicht errichtet.

Freie Neligionsübung  innerhalb der Schranken
der öffentlichen Ordnung wird zngesichert; die Glaubens¬
gemeinschaften ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten
selbständig im Rahmen der Staatsgefttze. Die evange¬
lische,  die reformierte und katholische Kirche  und
de  israelitische Religionsgemeinschaftsind Körperschaften
d,s öffentlichen Rechts,  anderen Glaubensgemein¬
schaften kann dieses Recht durch Gesetz zugesprochen
werden. Für die Ansprüche der Kirchen an das in

an Ihre Kinder  verschenken Dabei darf hier einschaltend ^Staakshänden befindliche Kirche » vermögen  wird eine
bemerkt werden, daß auch bet der küuft,ge» Vermögens - ^ rch Gesetz festzusetzende Geld re nte  gewährt . Das
abzab « Vorkehrungen in dieser Richtung getroffen werden . ! Schulwesen untersteht nur der Aufsicht des Staates . Der
Z» dem V-rmögensstande vom 31. Dezember 1913 sind ferner Landtag besteht Mir aus einer  Kammer . Auf je 25000
u. hinzuzurechnen Beträge , die im V-ranlagungszeitraum ?^ ndeseinwohner entfällt ein Abgeordneter , im Ganzen
in ausländische» Grund - oder Betriebsvermögen angelegt ,Mrde der Landtag künftighin demnach etwa 100 Abge-
worden find. Der Gesetzentwurf will damit verhindern , daß ordnete  zählen . Die Landtaqsperiode dauert 3 Jahre,
in der Zeit vom 31. Dezember 1913 bis 31. Dezember 1913 . ber Landtag kann aber jederzeit durch Volksabstimmung
abgcwandertes Vermögen der Steuerpflichj entzogen wird . ' aufgelöst werden , die aus Beschluß des Staatsministeri-
Weiter soll der Verflüchtigung des VsrnrSgenszltwachses da - ! uins oder auf Verlangen von ein Fünftel der Stimmbe-
mit entgegengewirkt werden . Der Betrag der zum Erwerb ! rechtsten stattzufinden
von Gegenständen aus edlen Metallen , Edelstet - ! muß der Landtag zusammenlreten . Das Staatsministe«
nen,  sofern es sich um Kunst-, Schmuck- oder Luxusgegen - j rium wie auch der Landtag kann ein beschlossenes Ge¬

stände handelt , auch von Sammlungen aller Art auf - j setz der Volksabstimmung  unienverfen , die auch statt¬
gewendet worden ist, und sich so der Steuerpflicht entzieht, !finden muß , wenn ein Zehntel der Stimmberechtigten sie
ist ebenfalls zum Vsrmögensstande hinzuzurechnen. Es hat, begehrt oder die gleiche Zahl die Vorlage eines Gesetzes
sich bekanntlich bei manchen Leuten , die hohe Kriegsgewinne ! fordert . Der jeweilige Ministerpräsident wird mit der
erzielt haben . Neigung gezeigt, ihre Mittel gerade in sol- Würde eines Staatspräsidenten  ausgestattet und

hat. Mindestens einmal im Jahr

chen Werte » anzulegen , die nach dem Besttzsteuergesch nicht
steuerpflichtig sind. Dem soll der Gesetzentwurf nach dem
Vorbilds des Steuergefetzes vom 21. Juni 1916 eatgegen-
treten . Ausgenommen sind aber wiederum Kunstwerks
lebender oder seit dem 1. Januar 1999 verstorbener deutscher,
sowie im Deutschen Reiche wohnender Künstler.  Der Ge¬
setzentwurf geht aber noch weiter als Las Kriegssteurrgesetz.
Es sind nämlich dem Vermögensstanoe vom 31. Dezember
1913 hinzuzurechnen Beträge , die im Veranlagungszeitraum
zu Anschaffungen jeder Art  verwendet worden sind,
soweit st« di« Summe von 5909 übersteigen. Die Neu¬
anschaffungen, und zwar Anschaffungen aller Art — das
gleiche gilt auch für die oben erwähnte Anlage in auslän-

vom Landtag gewählt. Er bildet sich sein Ministerium,
das des Vertrauens des Landtages bedarf. Der Land¬
tag kann das Gesamtministeriumabberufen oder auch
einzelne Minister entlassen. Die Minister erhalten als
solche keine  Pension. Den Ministerien werden Bet¬
räte  angegliedert, die aus Vertretern der Ministerien,
des Landtags und der Berufsstände bestehen. Die Etat¬
periode ist eine einjährige.
Finanzielle Auseinandersetzung

zwischen Staat und Krone.
* Zwischen dem Staat und der früheren Krone

hat nach dem Thronverzicht König WilhelmsN eine
finanzielle Auseinandersetzung staltgesundcn. Danach

bischen, Grund - oder Betriebsvermögen — find allerdings Hst die prov . Regierung , UM das Kammergut , aus
nur dann zu berücksichtigen, wenn die erworbenen Gegen- !weichen die persönlichen Bedürfnisse des Königs als
stände und so weiter am Ende des Veranlagungszeitraums Staatsoberhaupt und der Mitglieder des K . Hauses zu
(31. Dez. 1918) noch im Besitze der Abgabepflichtigen sind. >bestreiten waren , frei zu machen , die Zivilliste ab , ÜI-
Die Höhe der Kriegs abgabe,  die nur von dem den dem dem König vom 1. Januar 1919 ab eine jähr ->
Betrag von 3999 at übersteigenden Vermögenszuwachs er- sich« Rente V0U 260 060 Mb . und nach seinem Tode

der Witwe eine solche von 100000 Mk. zugestanden
wurde. Dafür hat der Staat aber die sehr hohen Lasten
der Zivilliste zu übernehmen, vor allem die Ausgaben für
die bisherigen Beamten des Hofes und den Aufwand für
die zur Krondotation gehörigen Schlösser. Institute usw.,
besonders für das Theater, für welches der König in der
letzten Zeit bekanntlich Zuschüsse bis zu 700000 Mk.
iin Jahr geleistet hat. Die Beamten des Hofes sollen
zum Teil im Staatsdienst verwendet, zum Teil pensio¬
niert werden. Die sog. Krondotation, d. h. der vom
Staat zu leistende Aufwand für Immobilien, wie
Schlösser, den Königsbau. Schloßgarten. Rosenstein, die
Wildparks usw., ist aufgehoben worden. Dem König
wurde lediglich Bebenhaufen als Aufenthaltsort über¬
lassen. Friedrichshafen gehört zum Familienfideikom-
mißgut, ist damit Privateigentum und wird durch den
Thronverzicht ebensowenig berührt, wie der Wilhelms¬
palast. Die von Mitgliedern des K. Hauses bewohnten

iApanaqenschlösser, darunter das Kronprinzenpalais und
jder Prinzenbau, sind auf 31. März gekündigt worden.

hoben wird , beträgt : Für die ersten angesangeuen oder
vollen 19999 -4t des Abgabepflichtigen Vermögenszmvachses
19 Prozent ; für die nächsten 19 099 -4t 15 Prozent ; für
dis weiteren 19999 -4t 20 Prozent ; für die nächsten ange-
fangenev oder vollen 20 099 ^t 30 Prozent ; für die nächsten
',9909 40 Prozent ; für die nächsten 199 999 -« 89 Proz .;
für die nächsten 199 099 -Ä 69 Prozent ; für die nächsten
299 909 -4t 89 Prozent und für die weiteren Beträge 199
Prozent  des abgabepflichtigen Vermögens ;,iwachses. Es
sollen also nach diesem Abgabesatz jeder über 569 099 -tt hin-
ausZehends abgabepflichtige Vermögenszuwachs voll weg¬
besteuert  werden und es kann somit niemand nach Er¬
füllung der ALgabspflicht von dem abgabepflichtigen Vsc-
mögenszuwachs mehr als 199 599 zurückbehallen.

Aus Stadt und Land.
CsLn.', den 17. Januar 1919

Der Entwurf der neuen württemd. Verfassung.
Der Ende Dezember von der prov. Regierung ein

aesetzlö Ausschuß Zur Ausarbeitung des Entwurfs für ein 3)üö »EÄKLk TüjMllü" HstM jLökkUli öEÜÜ



SywaMnlW Partei Lai».
Morgen Samstag Abend 7 Uhr,

im Saale der Brauerei Dreiß

große

v.v. !
Montag , 20. 3an . mittags

'/ -4 Nhr Badischer Hof Bortrag.
Sämtliche

fertigt rasch und billig
I . Odermatt , Friseurmeister

Cal» .

KnsmimiiMMw!
In Eurem eigenen Interesse liegt cs,

den StiNinzetiel
der sozialdemokratischen Pattei abzngede«.
indem unser

Referent: Herr Otto Wasner -- Stuttgart,
gewählt als Abgeordneter zur Landesversammlung, Kandidat
für unseren Wahlkreis zur deutschen Nationalversammlung.

Thema:

Sestschlsndr Zukunft nnd die Wahlen
Wdentschen. ' ..

Wähler und Wählerinnen erscheint zahlreich.
Der Wahlausschuß.

-Parket-Linslenm-
Marke „Biene " weiß und gelbSA-trem

„Trab Trab " schwarz und gelb
empfiehlt

_R . Hanber.Mnd-KaleM
mit Markt-Verzeichnis

I das Stück zu 20 Pfg -, sind aus
' der Geschässsteüe ds. Bl . zu haben.

Geschäftsführer der Württembergtschen Konsnawereine

Herr Franz Feuerstein
aus diesern an aussichtsreicher Stelle steht.

_Mehrere K»»s»MkreiiiMWrbtt.>
DLGes ehäftshaus MM.

i, Mler Lage derS« Calw
SM " zu kaufen gesucht.

Schriftlich« Angebote mit Preisangabe unter S . T . SWS <M
Rudolf Moffe , Stuttgart . _. . . . . .....M...».-Je

Handwerker , Kaufleute.
(Hl ur nächsten Sonntag wird das Deutsche Volk die Entscheidung darüber treffen, wie seine fernere Zukunft sich gestalten soll. Ganz besonders

das Handwerk und der übrige gewerbliche und kaufmännische Mittelstand haben das größte Interesse daran, daß in der deutschen
National-Bersammlung auch Männer stehen, die den selbständigen Mittelstand zu vertreten, das Herz und die Befähigung dazu haben.

Welche Partei bietet hiefür in Württemberg die beste Gewähr?

Die deutsche demokratische Partei!
Durch dle Wahl zur württ. Landesversammlung entsendet die deutsche demokratische ParteiZ tüchtige Handwerksmeister und einen Kaufmannr

den Flaschnermeister Henne, Buchdrucker Wnlle , Küfermeister Stengelin.
und Kaufmann Schweikhardt.

Die Bürgerpariei entsendet nur einen einzigen Handwerksmeister in die Landesversammlung und das Zentrum überhaupt keinen. WA
Und wie steht es mit den Wahlzetteln zur Nationalversammlung? An sicherer Stelle bei allen Parteien steht als einziger Vertreter des

Mittelstandes der Vorsitzende des ReuLlinger Mittelftandskartells, der volkswirtschaftliche Führer des demokratischen Mittelstandes:

Handwerkskammersekretär Karl HötMÜNN von Reutlingen!
Und angesichts dieser Tatsache wagen es noch die rechtsstehenden Parteien, ganz besonders die Bürgerpartei und auch das Zentrum, der

deutschen demokratischen Partei Mittelstandsfeindlichkeit vorzuwerfen, indem sie mit uralten Ladenhütern aus den 80er Fahren des vergangenen
Jahrhunderts Reden von Männern anführt, die lediglich zum Allsdruck brachten, wie damals der überwiegende Teil des württembergischeu
Handwerks dachten.

Das heißt denn doch das Handwerk überaus schlecht einschätzen in seiner geistigen Auffassung.
Das Handwerk hat die Sünden der Rechtsparteien nicht vergessen.
Neben erheblichen Teilen der Zentrumspariei sind es ganz besonders die führenden Leute der Schwäbischen Bürgerpartei, von denen tum

Hanorverk alle Ursache hat, schleunigst abzurücken.
Wer sind denn die führenden Geister dieser Partei? Es sind jene Gewaltpolitiker, jene Anhänger der Junkerherrschaft, die Freunde der

Schwerindustrie und des Großgrundbesitzes, die um Eure Stimme jetzt buhlen? Unter ihrer alten Flagge glauben sie keine Geschäfte mehr machen
zu können, deshalb borgten sie einen neuen Namen und gaben sie vier Wahlzettel heraus. Wie kann ein vernünftig denkender Handwerker seine
Stimme einer Partei geben, deren namhafteste Vertreter in hohem Maße mit Schuld tragen an dem furchtbaren Zusammenbruch, den unser Vater¬
land erlitten hat. Sie waren es, die sich mit allen Mitteln ihrer Macht einer rechtzeitigen Demokratisierung Deutschlands entgegen-
gestellt haben. Sie waren es, die den Gewaltmenschen Ludendorff in seiner unheilvollen Politik unterstützten. Sie waren es, die sich
freuten über den Ausbruch des Krieges, der so furchtbar den Mittelstand geschädigt und in seinen Grundfesten erschüttert hat.
Mit alten Mätzchen der Uebermacht des Großkapitals in der Demokratie glauben sie den Mittelstand einfangen zu können und verschweigen dabei,
daß gerade in ihren Kreisen die Rüstungsindustrie, die Schwerindustrie, die Großgrundbesitzer tonangebend und ausschlaggebend find,
auch wenn nach außen der Aufputz etwas anders aussieht. Ohne blühende Industrie kein Gedeihen des Mittelstandes, wer wollte ernstlich die
Richtigkeit dieser Ausfassung bestreiten? Die vereinigten Reaktionäre glauben mit rückständigen Phrasen den Mittelstand darüber hinwegtäuschen
zu können, daß ihre Kreise es in erster Linie find, die durch ihre Blut- und Eisenpolitik Deutschland und damit auch seinen Mittel¬
stand in diese furchtbare Lage gebracht haben.

Deshalb Handwerker, Kaufleute gebt am 19. Zanuar nur den Stimmzettel ab für die



Mäkler uncl Mäklerinnen!
Die Entscheidungsstunde naht.
Die erste Wah 'schlacht ist geschlagen , die zweite folgt am Sonntag , den IS . Januar.
Die wichtigste Entscheidung steht bevor . Es gilt jetzt für das ganze deutsche Reich - eine Regierung zu wählen , die dem Volk Frieden . Ord¬

nung , Lebensmittel und Arbeit geben soll.
Die Deutsche demokratische Partei ruft alle staatserhallenden Männer und Frauen zur Beteiligung an der Wahl Zur deutschen Nationalver¬

sammlung und zur Abga e des Deutschen der: okratischen Wahlzetlels auf.

Die Wahlen zur deutschen Nationalversammlung sind von ungeheurer Wichtigkeit , denn von ihnen hängt es ab , ob Deutschen !», das
infolge der verruchten Herrschaft der Unabhängigen Sozialisten im Staube liegt , wieder ein geordnetes Staatswesen ausbauen kann.

Unsere Feinde warten das Ergebnis der Wahl nrt scharfem Blick ab und treffen darnach ihre weiteren Maßnahme ».
Eie erklären immer und immer wieder : Ohne Beseitigung der radikalen Sozialdemokratie giebr es keinen Frieden und kein Brot.

Wir brauchen aber Frieden , well wir in allererster Linie Nahrungsmittel nötig haben , denn sonst droht unserem ganzen deutschen
Volke der Hungertod.

Wir brauchen den Frieden , damit wir unsere Grenzen beschützen und nicht ein Stück deutschen Landes um das andere verlieren sollen.

Wir brauchen den Fr eden , damit wir vom Auslande

Rohstoffe erhalten und unsere Millionen von Arbeitern , Handwerkern und Gewerbetreibenden

lohnend beschäftigen können.
Schon wahrend des Krieges ist die Deutsche demokratische Partei immmer und immer wieder bestrebt gewesen,

einen ehrenhaften Frieden abzuschließen und dem Vo 'k die Segnungen des Friedens zuteil werden zu lassen.

Sie ist unermüdlich tätig gewesen , um de» schauderhasten Greueln des Krieges ein Ende zu machen . Ihren Bemührmgen ist es

hauptsächlich zuzuschreiben , daß der Waffenstillstand abgeschloffen wurde und unsere Soldaten M die Heimat zurückkehren dursten.

Die Deutsche demokratische Pattei hat bei den Landtagswahlen unter den bürgerlichen Parteien die erste Stelle eingenommen und die
meisten Vertreter erhalten.

Dieses glänzende Ergebnis beweist , daß das Volk die Ziele  dieser Patte ! fiir richtig anerkannt  hat und daß es ihr den Wieder¬
aufbau unseres Vaterlandes aus fceihcitlicher Grundlage ermöglichen will.

Soll Deutschland wieder groß und mächtig werden , so kann dies imr von einer Pattei erreicht werden , die im Volke selbst wurzelt und
lebt und ihre Kräfte aus dem Volke erhält.

Diese Partei ist allein die Deutsche demokratische Partei.
Sie bekämpft die Sozialdemokratie aller Richtungen»  denn diese hat zum Ziele die

Verstaatlichung aller Produkttonsmittel » also der We -Kzeuge und Maschinen des Handwerkers und des gewerblichen Mittelstandes
und des Grund und Bodens des kleinen Bauern.

Sie bekämpft die Sozialdemokratie , weil diese die
Trennung von Kirche , Staat und Schule in Kirchen-, und religionsfeindlichem Sinne durchsetzen will.

Eie bekämpft aber auch die Bürgerpartei und die verschiedenen Bauernbünde , weil diese Klassengegensätze und nicht Klaffenversöhnung
schaffen , den Militarismus verteidigen und für möglichste Schonung des Kapitalismus eintreten.

Mas for dert ober die Deutsche demokratische Partei?
1.  Scharfe Erfassung des Kapitals zum Wiederaufbau unseres wirtschaftlichen Lebens.

2.  Freiheitlichen Aufbau des Staates auf den Schultern des ganzen Volkes.

8 . Trennung der Kirche vom Staat unter Herausgabe des Kirchenguts oder Gewährung einer angemessenen Rente.

4 . Konfessionellen Religionsunterricht in drr Schule und volle Glaubensfreiheit.

5.  Beibehaltung des Privateigentums und Unantastbarkeit der Kriegsanleihen , der deutschen Staats - und Wert¬

papiere und der Sparkasseneinlagen.
8 . Unbedingte Erhaltung eines freien Bauern - und Handwerkerstandes  und Sicherstellung der Rechte der Beamten , Unter-

beamte r und staatlichen A tniter.

7. Ausgiebige Arbeitsgelegenheit und anständiges Auskommen fiir jeden Arbeiter.

Die Wahlen zum La dlag hob n leider gezeigt , daß sehr viele Soldaten und Kriegsteilnehmer aus Aerger über schimpfliche Behand¬
lung und sehr viele Bauern aus Mißmut über außerordentliche Bevormundung und drückende Vorschriften ihre Stimmen für die Sozial¬
demokrat e abgeoeden und dies r Umstur .,Partei cine große Zahl von Abgeordneten zugeführt haben.

Die Mißstimmung vieler Wähler ist zu verstehen , aber diese darf nicht dazu führen, einer Partei die Stimme zu geben , die die

Hauptgegnerin eines freien Bauern - und Handwerkerstandes ist . Die Folgen dieser momentanen Verärgerung und die Zuneigung
zur Sozialdemokratie werden sich lui den Schutzgesetzen für die Landwirtschaft und den Mittelstand in schwerster Weise geltend machen.

2ed .r B »uer und H r̂u lverker , der seine Stimme für die Soz aldemokratie abgibt, betrügt sich selbst NM seinen Fleist»
schädigt seine eigenen Kinder und bringt sie für die Zukunft in grüßte Gefahr.

Wer se'n Volk und seine Familie l eb hat , der wähle die Kand 'daten der Deutschen demokratischen Partei.

Je stärker diese Partei ist, desto sicherer wird sich eine arbeitsfähige Mehrheit ergeben , die Deutschland wieder in den Sattel hebL

Alle Stände unseres Volkes sollen w eder ein Heim finden , das jedem deutschen Bürger eine traute Wohnstätte für seine Familie bieten soll.

Wenn auch schwere Zeiten kommen weiden , so wollen wir treu zufammenstehen für das Reich , für die Heimat , für deutsches WeseH
für unser Volk und für unsere höchsten , heiligsten Güter.

Darum auf zur Wahl und gebt Eure Stimmen ab für die

Deutsche vemokratische Partei.
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